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Gebieten sehr stark. Spaltungen innerhalb verschiedener 
Stämme führen dazu, daß Entscheidungen der Stammesräte 
oft unpopulär sind, weil sie nicht die Interessen der Mehr
heit vertreten. Es ist daher hotwendig, das Demokratiever
ständnis der indianischen Bevölkerung in den Reservaten so 
zu entwickeln, daß die rechtlichen Möglichkeiten der Mit
sprache und Selbstbestimmung voll genutzt werden.

Sonderleistungen der USA-Regierung für Indianer

Indianer haben eine doppelte Staatsbürgerschaft — sie sind 
Bürger der USA und Mitglieder ihres Stammes. Um ein Recht 
auf materielle Zuwendungen (Sonderleistungen) der Bundes
regierung zu haben, muß man Mitglied eines der 291 von den 
USA anerkannten Stämme sein (es gibt noch weit über 
100 Gruppen, die nicht anerkannt sind) und außerdem min
destens zu einem Viertel indianischer Abstammung sein und 
dies nachweisen können. Entscheidungen über die Stammes
mitgliedschaft werden vom Stammesrat getroffen. Die Kri
terien dafür sind von Stamm zu Stamm unterschiedlich. Das 
kann dazu führen, daß ein individuelles Mitglied eines an
erkannten Stammes trotzdem keinen Anspruch auf be
stimmte Leistungen hat. Obwohl die Hälfte der indianischen 
Bevölkerung der USA durch Arbeitslosigkeit und Armut in 
den Reservaten gezwungen war, in städtische Ballungsge
biete umzusiedeln, sind viele von ihnen eingeschriebene 
Stammesmitglieder im Reservat geblieben, um den Anspruch 
auf die Sonderleistungen nicht zu verlieren.

Als USA-Bürgern stehen Indianern die gleichen Soziallei
stungen wie der allgemeinen Bevölkerung zu. Von den „Spar
maßnahmen“ und Budget-Kürzungen der Reagan-Administra
tion waren die Indianer gleichermaßen wie die Sozialhilfe
empfänger in anderen Bevölkerungsgruppen empfindlich ge
troffen.

Von den allgemeinen Sozialleistungen ist das Wohl
fahrtsprogramm für alleinstehende Mütter mit abhängigen 
Kindern (Aid to Families with Dependent Children) auch 
eine der wichtigsten Unterstützungen für indianische Müt
ter. Unter den zentralen Programmen, die Jugendlichen un
ter bestimmten Bedingungen Hilfe bei der Berufsausbildung 
gewähren, spielt für in Städten lebende indianische Jugend
liche das CETA-Programm (Comprehensive Employment 
Training Act) eine bedeutende Rolle. Für die Verbesserung 
der Wohnbedingungen der sog. Stadtindianer kann über das 
Ministerium für Wohnungsbau und Städtische Entwicklung 
(Department of Housing and Urban Development, HUD) 
eine gewisse Summe zur Verfügung gestellt werden. Die 
umfassendsten Sozialprogramme zur gesundheitlichen Be
treuung sind „Medicare“ und „Medicaid“, die Rentnern und 
Sozialhilfeempfängern ein Minimum an kostenloser ärztli
cher Hilfe garantieren; in diesen beiden Kategorien sind auch 
die Stadtindianer erfaßt. Im übrigen können die in den 
Städten lebenden Indianer aus ihrem Indianersein keine ge
sonderten Forderungen an die Bundesregierung stellen.

Von den speziellen Regierungsprogrammen für Indianer 
seien hier folgende genannt:

1. Schulbildung: Dem Büro für Indianische Bildungspro
gramme im BIA unterstehen 181 Bildungseinrichtungen, die 
z. T. von den Stämmen selbst verwaltet werden. Die Mehr
zahl aller indianischen Kinder besucht aber öffentliche Schu
len, wodurch zwangsläufig die Assimilation gefördert wird, 
andererseits aber Rassismus und Unverständnis gegenüber 
kulturellen Besonderheiten zur Diskriminierung dieser Kinder 
führen. Dies ist mit eine Ursache für das niedrige Bildungs
niveau der Indianer.

2. Wohnungswesen: Ein großer Teil der Wohnungseinhei
ten in Reservaten und indianischen Gemeinden entspricht 
nicht den Mindestanforderungen. Finanzielle Hilfe bei der 
Reparatur und für den Neubau von Wohnungen im Reservat 
wird durch das Housing Improvement Programm (HIP) ge
währt.

3. Gesundheitsfürsorge: Die vom Indianischen Gesund
heitsdienst (Indian Health Service, IHS) unterhaltenen Ho
spitäler und Kliniken in den Reservaten können von den In
dianern kostenlos in Anspruch genommen werden. Quanti
tät und Qualität der ärztlichen Versorgung sind jedoch un
zureichend.

4. Arbeitsbeschaffung: Die Arbeitslosenquote bei den In
dianern ist wesentlich höher als im Landesdurchschnitt. Sie 
betrug z. B. 1982/83 im größten Navajo-Reservat 80 Prozent.5 6 
Das BIA unterstützt daher Programme, die Mitgliedern von 
anerkannten Indianerstämmen helfen sollen, angemessene 
Arbeit zu finden. Ferner gibt es verschiedene Berufsausbil
dungsprogramme für Erwachsene, die über die örtlichen 
Agenturen vermittelt werden.

Weitere Programme beziehen sich auf die ökonomische

Entwicklung in den Reservaten, auf den Schutz und die Nut
zung der Naturreichtümer sowie auf zusätzliche Soziallei
stungen.

Die meisten Programme der USA-Regierung sind auf So
zialleistungen, Bildungs-, Gesundheits- und Wohlfahrtsunter
stützungen für individuelle Indianer gerichtet. Damit werden 
aber die eigentlichen Ursachen für die schlechte Lage der In
dianer insgesamt nicht beseitigt.

Rechtsgrundlagen für die Durchsetzung der Indianerpolitik 
der USA-Regierung

Das Gesetz über die Selbstbestimmung und Bildungshilfe 
für Indianer (Indian Self-Determination and Education As
sistance Act) von 1975 soll den Indianern „ein Maximum an 
Mitspracherecht in Fragen der Bildung und bei anderen Lei
stungen der Bundesregierung“ garantieren. Die Politik der 
Selbstbestimmung soll eine „sinnvolle und effektive Teil
nahme der Indianer selbst an der Planung, Verwirklichung 
und Administration der Indianerprogramme“ erlauben.5

Mehr als zehn Jahre nach der Verabschiedung dieses Ge
setzes und trotz vieler rhetorischer Proklamationen ist aber 
ein wirkliches Mitspracherecht der Stämme erst in Ansätzen 
realisiert. Die wenigen Regierungsprogramme, deren Durch
führung den Stämmen durch Vertrag übertragen wurde, be
treffen hauptsächlich Bildungs- und Wohlfahrtsfragen. Ent
scheidungen über die ökonomische Entwicklung blieben weit
gehend in den Händen der USA-Regierung.

Umfangreiche Untersuchungen hatten zu dem Ergebnis 
geführt, daß der Gesundheitszustand der Indianer immer 
noch weit unter dem der gesamten Bevölkerung der USA 
liegt. Die Säuglings- und Müttersterblichkeit ist hoch; Unter- 
und Fehlernährung, Alkoholismus und Drogenmißbrauch 
zählen zu den häufigsten Todes- und- Krankheitsursachen. 
Das Gesetz zur Verbesserung des indianischen Gesundheits
dienstes (Indian Health-Care Improvement Act) von 1976 
fordert daher die verstärkte Ausbildung von indianischem 
Gesundheitspersonal, eine Verbesserung der sanitären Ein
richtungen und der Gesundheitshygiene, einschließlich Be
reitstellung von sauberem Trinkwasser und Abfallbeseiti
gung.

Jahrzehntelang bestand die Praxis, Indianerkinder, de
ren Erziehung in der Familie nicht gewährleistet werden 
konnte, weißen Adoptiveltern zu übergeben bzw. sie in Hei
men außerhalb des Stammes unterzubringen. Diese gewalt
same Trennung von der Familienkultur hatte bei den betrof
fenen Kindern zu schweren psychischen Störungen geführt. 
Das Wohlfahrtsgesetz für Indianerkinder (Indian Child Wel
fare Act) von 1978 überträgt nunmehr den Stämmen selbst 
das Entscheidungsrecht über die Unterbringung dieser Kin
der. Als Ersatzfamilien werden Großeltern und Verwandte 
bevorzugt; damit wird auf die positive Wirkung der Erzie
hung in der Großfamilie gesetzt.

Das Gesetz zur Unterstützung der vom Stamm kontrol
lierten Gemeinschafts-Colleges (Tribally-Controlled Com
munity College Assistance Act) und das Gesetz über die 
Schulbildung der Indianer als Ergänzung des Bildungsgeset
zes (Title XI — Indian Education — of the Education Amend
ment Act), beide aus dem Jahre 1978, zielen auf notwendige 
qualitative Veränderungen im Bildungswesen ab. Die durch 
die frühere Bildungspolitik angestrebte Zwangsassimilation 
bei Mißachtung kultureller Unterschiede der Indianerstämme 
war ein Fehlschlag. Hauptanliegen der Reformmaßnahmen 
ist das Mitspracherecht der Indianer an der inhaltlichen Ge
staltung der Lehrprogramme für indianische Jugendliche.

Spätestens seit dem Staatsbürgerschaftsgesetz für India
ner von 1924 hätte diesen die Religionsfreiheit nach dem 
1. Verfassungszusatz gewährt werden müssen. Die gleichbe
rechtigte Anerkennung traditioneller religiöser Kulthand
lungen der Indianer stand auf der Tagesordnung. Viele Kult
handlungen sind für immer verlorengegangen, andere müs
sen neu erlernt werden. Ihre Wiederbelebung spricht für die 
starken Wurzeln der Kultur indianischer Völker, bei denen 
Religion vom Alltagsleben nicht getrennt war. Die Indianer 
wehren sich gegen religiöse Intoleranz und Verständnislo
sigkeit. Sie fordern freien Zugang zu heiligen Bergen und 
Gebetsplätzen, die Achtung vor den Ruhestätten der Toten, 
die Rückgabe von Kultgegenständen, wie heilige Pfeifen, 
Federn und Medizinbündel, die noch in Museen zur Schau 
gestellt sind.

Das Gesetz über die Religionsfreiheit der Indianer (Ame
rican Indian Religious Freedom Act) von 1978 erklärt es

5 Vgl. Politische Hauptresolution des XXIII. Parteitags der KP der 
USA, a. a. O., S. 149.

6 Legislative Acts and Policy Trends 1975-1979, BIA, Washington 
D. C. 1979, S. 3 f.


